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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.11.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2020/08/0062 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2007/08/0187 E 11. September 2008 VwSlg 17531 A/2008 RS 4 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Das Gesetz verpflichtet eine arbeitslose Person zwar nicht dazu, eine unzumutbare Beschäftigung im 
Sinne der näheren Bestimmungen des § 9 AlVG anzunehmen; das Gesetz verlangt aber nicht, dass alle 
Einzelheiten, die für die Zumutbarkeit einer Beschäftigung von Bedeutung sein können, für die 
arbeitslose Person schon in einer frühesten Stufe der Bewerbung erkennbar sein müssen. Eine arbeitslose 
Person ist nur insoweit und ab jenem Zeitpunkt zu keinen Bewerbungsschritten (mehr) verpflichtet (und 
das AMS zum Verlangen nach solchen Schritten nicht berechtigt), in dem solche Umstände einer 
Beschäftigung zutage treten, welche diese als für eine arbeitslose Person unzumutbar erscheinen lassen. 
Bei dieser Sachlage war der Arbeitslose daher dazu verpflichtet, den ersten Schritt zu einer Bewerbung zu 
setzen und das gewünschte Bewerbungsschreiben für Zwecke einer Vorauswahl in Form eines 
Lebenslaufes abzugeben; mit einem solchen Schritt ist nämlich für die arbeitslose Person keine weitere 
besondere Verpflichtung verbunden, insbesondere nicht jene, in weiterer Folge auch eine Beschäftigung 
anzunehmen, die sich als für sie unzumutbar herausstellt. Der Arbeitslose war aber auch verpflichtet, 
diese Bewerbung so zu fassen, dass sie keine die potentielle Anstellung vereitelnde Form oder einen 
solchen Inhalt aufwies. 
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